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Angesichts der vielfältigen Herausforde-
rungen, die teils von der übrigen Wirt-
schaft, teils von den Weltmärkten und den
internationalen Handelsvereinbarungen,
teils von der Gesellschaft, d.h. den Bür-
gern des eigenen Landes und der gesam-
ten EU, und nicht zuletzt von den verschie-
denen gesetzgebenden Ebenen kommen,
befindet sich die Landwirtschaft in einem
Prozess, der ihre gesellschaftliche und
wirtschaftliche Rolle neu definiert. Dabei
ist die bäuerliche Landwirtschaft, wie sie
in den meisten Ländern der EU das Bild
geprägt hat, in mehrfacher Hinsicht be-
troffen und wohl auch in Gefahr, ihr ge-
wohntes Gesicht zu verlieren:

• Die Landwirtschaft ist dabei, ihre tra-
ditionell beanspruchte und bisher von
Politik und Gesellschaft auch gewähr-
te Sonderstellung zu verlieren.

• Es zeichnet sich ein Strukturwandel ab,
der alles bisher Gewohnte und allge-
mein Akzeptierte in den Schatten stellt.

• Das Beziehungsgefüge zur Industrie
ändert sich mit der Folge, dass diese
ihren Einfluss auf die landwirtschaft-
liche Produktionsebene verstärken
kann.

• Die Gesellschaft will bei der Frage, was
und mit welchen Produktionsmetho-
den in der Landwirtschaft produziert
wird, mitreden.

Der landwirtschaftliche Sonder-
status

Ihre elementare Aufgabe, in ausreichen-
dem Umfang für gute Nahrungsmittel
zu sorgen, hat der Landwirtschaft von
je her ein besonderes Ansehen ver-
schafft. Doch auch wesentliche Merk-
male der landwirtschaftlichen Produk-
tion – es geht dabei schließlich um le-
bende Tiere und Pflanzen sowie um Vor-
gänge natürlichen Wachstums – unter-
scheiden sich von handwerklichen und
industriellen Produktionsprozessen.
Darauf fußt die Theorie von den Beson-
derheiten des Agrarsektors, die in der
Vergangenheit die Grundlage für die
Agrarpolitik bildete.

• Produktionsprozesse in der Landwirt-
schaft dauern, je nach Art der Nutz-
tiere oder Pflanzen, von mehreren Mo-
naten bis zu Jahren. Eine unmittelba-
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Der Bevölkerung der Kriegs- und Nachkriegsgeneration war es völlig klar: Eine leistungsfähige

Landwirtschaft ist eine der zentralen Lebens- und Wirtschaftsgrundlagen eines Volkes. Sie hat

die Ernährung innerhalb der nationalen Grenzen sicherzustellen und auch für Krisenzeiten Vor-

sorge zu leisten. Aus diesem Grunde verfolgte eine agrarpolitische Einflussnahme in der Vergan-

genheit primär Mengen- und Qualitätsziele der Produktion. Die übrigen Leistungen des Sektors

Landwirtschaft, insbesondere die arbeitsmarktpolitisch wichtige Pufferfunktion sowie die umwelt-

und raumbezogenen Leistungen, wurden eher als selbstverständlich hingenommen und fanden in

der politischen Diskussion nur geringe Beachtung. Mittlerweile leben wir in einer Europäischen

Union, die ihre Grenzen immer weiter nach außen schiebt, das Denken und Planen in einem na-

tionalen Wirtschaftsraum ist einem gesamteuropäischen Ansatz gewichen, die Barrieren hin zum

Weltmarkt werden sukzessive gesenkt, und die Erinnerungen an Notzeiten, wie sie die älteren Ge-

nerationen noch erlebt haben, sind schon längst verblasst. Anstelle der Ernährungssicherungs-

funktion ist die Multifunktionalität der Landwirtschaft in den Vordergrund der Diskussion getre-

ten, insbesondere wenn es um Begründungen für die Beibehaltung und Förderung der Landbe-

wirtschaftung geht. Die Stellung der Landwirtschaft innerhalb der nationalen Volkswirtschaft ist

insgesamt in die Diskussion geraten, die sogar an Akzentuierung zunehmen dürfte, je begrenzter

die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel in Zukunft sein werden. Gleichzeitig sieht sich die

Landwirtschaft mit den Bemühungen der Industrie konfrontiert, die ihren Einfluss zu verstärken

sucht, und von Seiten der Gesellschaft bzw. der gesetzgebenden Instanzen wird sie von einem

komplexen System rechtlicher Vorgaben überzogen. 
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re Reaktion auf sich verändernde Preis- und Mengenkon-
stellationen ist daher nicht möglich. 

• Die starke Abhängigkeit der Erträge von natürlichen Fak-
toren, wie den Witterungsbedingungen, Schädlingsbe-
fall, Auftreten von Pflanzen- und Tierkrankheiten usw., führt
von Jahr zu Jahr zu starken Angebotsschwankungen. 

• In Verbindung mit der extrem geringen Preiselastizität der
Nachfrage nach Lebensmitteln resultieren daraus, soweit
keine Markteingriffe vorgenommen werden, überpropor-
tional hohe Schwankungen der Erzeugerpreise.

• In der Landwirtschaft ist sehr viel Kapital gebunden, vor
allem im Boden. Wie der Agrarpolitische Bericht der Bun-
desregierung über Jahrzehnte dokumentiert, haben die
Landwirte zwar mehr oder weniger an der allgemeinen
Einkommensentwicklung teilhaben können, eine ange-
messene Verzinsung des Eigenkapitals wurde allerdings
nicht erreicht.

Die »Grundgesetze« der Agrarpolitik – in Deutschland das
Landwirtschaftsgesetz von 1955, in der EU der Paragraph 39
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
von 1957 – sahen die Sicherstellung der Ernährung als ent-
scheidende Aufgabe der Agrarwirtschaft an. Es war folge-
richtig die Aufgabe der Politik, die Voraussetzungen für ei-
ne stabile quantitative und qualitative Produktionsentwick-
lung zu schaffen. Angesichts dieser vorrangigen Aufgaben-
stellung und der »Besonderheiten« der landwirtschaftlichen
Produktion entwickelte sich eine Agrarpolitik, die über Jahr-
zehnte eine protektionistische Grundlinie verfolgte. Sie hielt
die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse durch Maß-
nahmen der Marktintervention, der Kontingentierung und
des Außenschutzes auf einem künstlich erhöhten Niveau
und betrieb damit Einkommens- und letztlich auch Struk-
turpolitik für den gesamten Agrarbereich und für den länd-
lichen Raum.

Geänderte gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen
(insb. Überschussversorgung, offene Märkte), vor allem aber
der Druck von Seiten der WTO-Verhandlungen, haben ein
Umdenken in der Wirtschaftspolitik bewirkt und eine Neu-
ausrichtung der Agrarpolitik erzwungen. Heute dominieren
daher liberale Auffassungen, die Vorstellung von einem an-
zustrebenden und funktionierenden internationalen Wettbe-
werb und der Notwendigkeit einer an den Märkten orientier-
ten einzelbetrieblichen Produktionsplanung bei gleichzeiti-
ger Verpflichtung zu einem Ressourcen schonenden, an
Nachhaltigkeitszielen orientierten, Umgang mit dem Boden,
dem Wasser, der Luft, den Nutztieren usw. Eine weitge-
hend produktionsunabhängige Beihilfenpolitik dient dazu,
die Einkommensverluste in der Landwirtschaft (gegenüber
dem alten System) zumindest partiell abzufedern und die
Zielvorstellungen in den Bereichen des Ressourcenschut-
zes, des Tierschutzes usw. zu erreichen. Damit hat die Land-
wirtschaft ihre Sonderstellung eingebüßt, die, überspitzt for-
muliert, besagte, dass für sog. Marktordnungsprodukte die

Marktmechanismen außer Kraft gesetzt sind und die Er-
zeugerpreise sich letztlich an den vorgegebenen »adminis-
trierten« Preise orientieren.

Preisschwankungen, wie sie in Zukunft wieder stärker zu er-
warten sein werden, verstärken die wirtschaftlichen Risiken
der landwirtschaftlichen Produktion. Es wird nun Aufgabe
der Landwirte selbst, ein entsprechendes Risikomanage-
ment aufzubauen. Vielleicht bekanntestes Instrument ist
die Preisabsicherung über die Warenterminbörse, aber auch
Produkte einschlägiger Versicherungen (z.B. Ernteausfall-
versicherungen, Mindestpreisversicherungen usw.) können
in Frage kommen. Allerdings ist bisher noch nicht erkenn-
bar, dass die deutsche Versicherungswirtschaft offensiv auf
diesen sich neu bildenden Markt zugehen würde.

Hightech in der Landwirtschaft

Die bäuerliche Landwirtschaft befindet sich gerade inmit-
ten einer Sprungbewegung, deren Ziel eine moderne
Hightech-Landwirtschaft ist. Dieser Sprung kommt nicht
in jedem Fall so ganz freiwillig, verschiedene äußere Zwän-
ge – gesetzliche Vorgaben und vertragliche Verpflichtun-
gen – haben diesem Prozess Anstöße und eine sehr gro-
ße Dynamik verliehen. Folgende Linien sind beispielhaft
zu erkennen:

• Im Sinne der Nachhaltigkeit ist der Einsatz potentiell Um-
welt belastender landwirtschaftlicher Produktionsmittel
zu begrenzen. Das betrifft vor allem die Einsatzmengen
und die Ausbringungstechniken bei natürlichen und che-
misch hergestellten Dünge- und Pflanzenschutzmitteln.
Die Einhaltung der betreffenden Vorschriften ist entspre-
chend zu dokumentieren.

• Im Sinne artgerechter Tierhaltung sind optimale Haltungs-
bedingungen zu gewährleisten. Gleichzeitig sind die
Emissionen in die Luft weitgehend zu begrenzen und
eine über alle tierischen Wachstums- und Leistungspha-
sen bedarfsgerechte Fütterung anzustreben, um Nähr-
stoffüberschüsse im Dung zu vermeiden. Ohnehin sind
die Nährstoffbewegungen zu bilanzieren und zu doku-
mentieren.

• Im Sinne der Rückverfolgbarkeit und Qualitätssicherung
müssen in der Tierproduktion Bezugswege und Verar-
beitungsschritte (z.B. Erstellen einer Futtermischung) des
Futters, die Futterzuteilung, die Herkunft der Tiere, Ein-
zelheiten des Herdenmanagements, tiermedizinische Ap-
plikationen, Absatzwege usw. auf der ganzen Kette vom
Futter über das Tier letztendlich sogar bis zum Endver-
braucher erfasst und dokumentiert werden. Teils wird
Rückverfolgbarkeit gesetzlich vorgeschrieben (Futtermit-
tel), teils ist sie Bestandteil eines freiwilligen Qualitäts-
managements, wie es im Rahmen von Qualitätssiche-
rungssystemen (in Deutschland z.B. das Q & S System)
vorgesehen ist. 
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Die Folge ist ein erheblicher Aufwand an Datenerfassung
auf allen Stufen landwirtschaftlicher Arbeiten, eine entspre-
chende Dokumentation aller erfassten Vorgänge und die
Notwendigkeit einer systemübergreifenden Vernetzung al-
ler Erfassungs-, Dokumentations- und Steuerungstools zu
einer Gesamtbetriebs-EDV. Idealerweise sollte diese auch
in der Lage sein, aus den erfassten Vorgängen die betrieb-
liche Buchführung und die Datensätze für die Beantragung
der Beihilfen zu generieren. Zur Erfassung und Steuerung
der verschiedenen Vorgänge hat die Landtechnikindustrie
in Zusammenarbeit mit einschlägigen Agrar-Software-Häu-
sern Produkte entwickelt, die über die bisherigen Steue-
rungsaggregate und elektronischen Planungshilfen – meist
technische Insellösungen – weit hinausgehen: Systeme
zur GPS-gesteuerten kleinräumigen Erfassung von Boden-
und Erntedaten sowie zur Bemessung der Aufwandsmen-
gen von Dünger und Pflanzenschutzmitteln, Systeme der
Einzeltiererkennung für sensorgesteuerte Fütterung und
Tierüberwachung, computergesteuerte Klimaführung in
Ställen usw.

Angesichts dieser Neuerungen nimmt die landwirtschaft-
liche Produktion mehr und mehr Züge von Produktions-
prozessen an, wie sie in der Industrie üblich sind. Diese
Entwicklung zu durchgängig überwachten, dokumentier-
ten, präzis gesteuerten und ins Gesamtbetriebsgeschehen
exakt integrierten Produktionsabläufen wird auch in den
entsprechenden Fachbegriffen wie »precision farming« und
»precision lifestock farming« deutlich. Das Gros der Land-
wirte reagiert sehr technikzugewandt, und gerade die Jün-
geren unter ihnen sind froh, mit leistungsfähigen Systemen
die Betriebsabläufe in den Griff zu bekommen und dadurch
letztlich auch ihre Effizienz steigern zu können. Auf Fach-
messen wie der »Agritechnica« haben einschlägige An-
bieter auffallend großen Zulauf, und eigens ins Leben ge-
rufene Messen wie die »Agrarcomputertage« bestätigen
diesen Trend.

Strukturwandel in der Landwirtschaft

Der deutschen Landwirtschaft ist seit Jahrzehnten das Phä-
nomen des Strukturwandels vertraut. Wie in den meisten
»historischen« Branchen der Wirtschaft nimmt auch hier
die Zahl der Betriebe ab, während die durchschnittlichen
Kapazitäten, die Flächenausstattung und die Viehbestands-
größen zunehmen. Von 1991 bis 2003 betrug die jährli-
che Aufgaberate bei den landwirtschaftlichen Betrieben
2,8%. Gerade im vergangenen Jahr hat sich der Prozess
der Betriebsaufgaben offensichtlich beschleunigt, die Ra-
te stieg auf 4% an. Die Wachstumsschwelle liegt bei etwa
75 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche, das heißt, dass
die Anzahl der Betriebe unterhalb dieser Schwelle statis-
tisch abnimmt, über dieser Schwelle sind Zuwächse zu ver-
zeichnen.

Als Ursache für den bisherigen Strukturwandel wurden ge-
samtwirtschaftlich die Entwicklung der Preis- und Einkom-
mensverhältnisse gesehen, die Landwirten mit unzurei-
chender betrieblicher Ausstattung das wirtschaftliche Über-
leben schwer machte. Einzelbetrieblich mögen weitere Fak-
toren hinzukommen, wie z.B. die Altersstruktur der Bewirt-
schafterfamilien und die Präsenz und Einsatzbereitschaft
eventueller Hofnachfolger. Zwischenzeitlich sind die land-
wirtschaftlichen Betriebe dabei, zu »Lebensmittelunterneh-
men« zu mutieren. Für sie gilt künftig – Anfänge sind schon
sichtbar – eine Kulisse gesetzlich vorgeschriebener oder
vertraglich definierter Vorgaben, für die es einzelbetrieb-
lich nur noch eine praktikable Antwort gibt. Das ist die EDV-
technische Durchorganisation der Betriebe, der sich de
facto kein Betriebsleiter mehr entziehen kann. Landwirte,
die von Alter und Vorbildung her keine Chance mehr se-
hen, mit einer Hof-EDV kreativ zu arbeiten, werden ange-
sichts dieses notwendigen Prozesses wohl die Segel strei-
chen. Haben sich manche von ihnen bisher noch in der
Weise behelfen können, dass sie die gegebenen Anforde-
rungen, z.B. die sog. Viehbestandsveränderungsmeldung
(für Rinder), per Postkarte statt per Internet erledigt haben,
so lassen sich die schon bestehenden und die noch in Vor-
bereitung befindlichen gesetzlichen Anforderungen auf sol-
chen behelfsmäßigen Wegen nicht mehr bewältigen. Der
gegenwärtige Beratungsbedarf ist in der Tat riesengroß.
Um zumindest partiell Entlastung zu schaffen, versuchen
die Verbände, die Maschinenringe und Lohnunternehmen,
die landwirtschaftlichen Beratungsunternehmen, speziali-
sierte Software-Unternehmen usw. den Landwirten mit ent-
sprechenden EDV-Dienstleistungspaketen Unterstützung
anzubieten. 

Der bisherige Strukturwandel, hervorgerufen durch allge-
meinen wirtschaftlichen Druck, ließ Alternativstrategien in
der Landwirtschaft zu, z.B. die Ausrichtung auf den örtlichen
oder regionalen Absatz, oft verbunden mit Initiativen der
Direktvermarktung und der hofeigenen Lebensmittelherstel-
lung. Auch der Umstieg auf die biologische Landwirtschaft
oder die Aufnahme bestimmter Nischenproduktionen konn-
ten bei begrenzten betrieblichen Kapazitäten das Überleben
sichern. Der sich jetzt abzeichnende Zwang zur »EDV-
isiserung« wird dagegen alle Betriebsarten erreichen. Da
werden auch die landwirtschaftlichen Betriebe unter Hand-
lungsdruck kommen, die bisher über die Bedienung spe-
zieller Märkte gute Strategien zur Sicherung ihrer betriebli-
chen Existenz entwickelt hatten. 

Alles läuft darauf hinaus, dass es in Zukunft nur noch zwei
Arten landwirtschaftlicher Betriebsausrichtung geben wird:
»Moderne« Betriebe mit einem EDV-gestützten Manage-
ment, die eine auf Weltmarkt getrimmte Produktions- und
Absatzstrategie verfolgen, und gleichermaßen »moderne«
Betriebe, die eine der alternativen Produktions- und Absatz-
strategien verfolgen. Landwirtschaftliche Betriebe, deren Be-
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triebsleiter die Nachweisverpflichtungen und den ganzen
Verwaltungsaufwand noch »von Hand« erledigen wollen,
werden aussterben. Eine Chance, sich als »Lebensmittel-
erzeuger« dem Vorgaben- und Auflagengerüst zu entziehen,
wird es allein aus rechtlichen Gründen nicht geben.

Konzentration der landwirtschaftsnahen 
Industrie

Die Landwirtschaft mit ihrer Vielzahl von Betrieben hat
als Marktpartner von Handel und Industrie angesichts
der ungleichen wirtschaftlichen Machtverhältnisse schon
seit je her einen schwierigen Stand gehabt. Diese Situa-
tion hat sich aus Sicht der Landwirtschaft weiter zuge-
spitzt. In vielen für die Landwirtschaft wichtigen Indus-
triebranchen prägen international agierende Konzerne
(Landmaschinen, Düngemittel, Pflanzenschutz) das Bild.
Auch die Unternehmen auf der Abnehmerseite befinden
sich gegenwärtig in einem raschen Prozess der Bildung
von Großunternehmen, die oft in mehreren der Mitglieds-
länder aktiv sind. Die Schlachtbranche und die Molkerei-
wirtschaft bilden aktuelle Beispiele. So entfielen 2004
49% der deutschen Schweineschlachtungen auf nur vier
Unternehmen, in den Niederlanden dominiert ein Unter-
nehmen allein mit einem Anteil von 65% der Schlachtun-
gen, in Dänemark sogar mit 90%. Angesichts derartiger
Konzentrationsentwicklungen auf der vor- und nachgela-
gerten Seite steht die Landwirtschaft in der Gefahr, noch
weiter an Marktmacht zu verlieren.

Die Konzerne des Lebensmittelhandels fragen EU-weit, zum
Teil auch bei überseeischen Herkünften, nach, wobei die An-
bieter zum Zuge kommen, die die definierten Qualitäten in
entsprechender Partiengröße zeitgerecht liefern können. Und
nur die Regionen, in denen sich auf der Ebene der Erfas-
sung landwirtschaftlicher Erzeugnisse und der Erstverarbei-
tung entsprechend schlagkräftige Organisationen oder Un-
ternehmen gebildet haben, werden angesichts der hohen
Konzentration der Nachfrage auf dem gemeinsamen EU-
Markt noch Absatzchancen haben. 

Integrierte Konzepte

Die aktuell von den Verbrauchern und den Gesetzgebern
in der Europäischen Union geforderte Möglichkeit der
Rückverfolgbarkeit und der Qualitätssicherung sowie das
Bestreben verschiedener Handelsunternehmen, den Ver-
brauchern einen bestimmten Qualitätsstandard zuzusi-
chern, fördert die Bildung von sog. integrierten Ketten. Der-
artige Bestrebungen sind vor allem im Fleischsektor zu be-
obachten. Dabei wird versucht, alle am Produktionspro-
zess beteiligten Stufen in ein verbindliches Regelwerk zu
integrieren. Dieses kann mit der Festlegung der Herkünf-

te der eingesetzten Jungtiere beginnen, die Fütterungs-
verfahren festlegen, bestimmte Haltungsverfahren und As-
pekte des Herdenmanagements vorgeben und die Mo-
dalitäten des Absatzes regeln. Wesentlicher Bestandteil
solcher Konzepte ist die lückenlose Dokumentation. Alter-
nativstrategien zu den von der Industrie initiierten Syste-
men können darin bestehen, dass sich die Landwirte in
Verbundsystemen organisieren, um ihrerseits in der Lage
zu sein, die geforderten Qualitäts- und Rückverfolgbar-
keitsansprüche zu gewährleisten. Erfolgt auch der Verkauf
gemeinsam, können sie beispielsweise gegenüber der
Schlachtebene als gestärkter Verhandlungspartner auftre-
ten, der die entsprechenden Partien in marktgängigen Grö-
ßen anbieten kann.

Integrierte Konzepte, insbesondere solche, die unter der Re-
gie von Schlachtunternehmen stehen, stoßen in der Land-
wirtschaft durchaus auf ein unterschiedliches Echo. Einer-
seits ist der Einflussverlust auf Seiten der landwirtschaftli-
chen Betriebsleiter nicht zu übersehen, und andererseits ver-
missen die teilnehmenden Landwirte häufig die erhofften
besseren Auszahlungspreise. In diesem Kontext ist darauf
hinzuweisen, dass die bereits eingeführten Qualitätssiche-
rungssysteme wie z.B. das Q & S System in Deutschland
die angestrebte Qualitätssicherung und Rückverfolgbarkeit
auch gewährleisten, ohne dass landwirtschaftliche Betrie-
be sich dauerhaft und verbindlich in ein integriertes System
binden.

Pflanzenzüchtung

Auch an anderen Stellen sind Anstrengungen der Industrie
zu beobachten, ihren Einfluss auf die Landwirtschaft zu ver-
stärken. Das ist z.B. im Bereich der Züchtung und Bereit-
stellung von Saat- und Pflanzgut der Fall:

• Das vor einigen Jahren eingeführte Nachbauverbot
besagt, dass Landwirte für den Einsatz eigenen Ern-
tegutes zur Saat oder Bestellung festgelegte Beiträge
an das ursprüngliche Zuchtunternehmen zu entrichten
haben.

• Manche Saatgutzüchtungen sind ohnehin nicht für den
Nachbau geeignet, da die Samen unfruchtbar sind (z.B.
bei Hybridsorten). Es muss folglich immer bei den Zucht-
unternehmen nachgekauft werden.

• Der Einsatz von Saatgut, das dank gentechnischen Ein-
griffs eine bestimmte Herbizidtoleranz aufweist, macht
nur Sinn, wenn auch mit dem entsprechenden Herbizid
(i.d.R. des gleichen Herstellers) gearbeitet wird.

• Auch die Patentierung gentechnisch veränderter Pflan-
zenmerkmale zielt darauf ab, die Position des biotechni-
schen Unternehmens nicht nur gegenüber den Mitkon-
kurrenten, sondern auch gegenüber der Landwirtschaft
zu stärken. 
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Die Gesellschaft will mitreden

Auch wenn die Orientierung der EU-Agrarpreise am Welt-
markniveau bisher nur eine Tendenz darstellt und die meis-
ten Agrarpreise sich irgendwo darüber befinden, ist mittler-
weile ein Zustand erreicht, der es den landwirtschaftlichen
Betrieben unter den Produktionsverhältnissen Deutschlands
z.B. unmöglich macht, ohne Direktzahlungen und Zuschüs-
se zu überleben. 

Im Durchschnitt der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbe-
triebe machten diese Transfers im WJ 2003/04 in Deutsch-
land ziemlich genau 60% der erzielten Gewinne aus. Dabei
gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Betrieben der
verschiedenen Produktionsrichtungen. Ackerbaubetriebe
profitierten mit 72% deutlich mehr als der Durchschnitt der
Haupterwerbsbetriebe, Veredlungsbetriebe sind mit weni-
ger als 50% am wenigsten begünstigt. In den Betrieben
des »sonstigen Futterbaus« (Rindermast, Schaf- und Zie-
genhaltung) übersteigt der Anteil öffentlicher Mittel den Ge-
winn bei weitem, was vor allem daran liegt, dass derartige
Betriebsformen eher in den besonders geförderten Bergge-
bieten anzutreffen sind. Die biologische Landwirtschaft er-
wirtschaftet ihren Gewinn praktisch ganz aus den Transfers,
auch bei den Betrieben Juristischer Personen, wie sie in Ost-
deutschland eine große Rolle spielen, liegt der Transferan-
teil am Gewinn (genauer: Jahresüberschuss vor Steuern plus
Personalaufwand) mit 92% sehr hoch.

Damit ist die Stützung der Landwirtschaft sichtbar gewor-
den und gerät zwangsläufig in die gesellschaftliche Dis-
kussion. Auch wenn es unmittelbar einleuchtet, dass land-
wirtschaftliche Erzeugung unter den Sozialstandards einer
hoch entwickelten Volkswirtschaft und unter den Umwelt-
und Ressourcenschutzstandards dicht besiedelter europäi-
scher Räume teurer sein muss als in vielen anderen Welt-
regionen, entsteht nicht nur das Bedürfnis, sondern auch
die Notwendigkeit einer Agrardiskussion. Konkret, wenn die

Öffentlichkeit mehr als die Hälfte der land-
wirtschaftlichen Einkommen bezahlt, dann
will sie auch darüber mitreden, welche Nut-
zungen, in welchem Umfang und unter Ein-
satz welcher Produktionsverfahren für die
landwirtschaftlichen Flächen zum Zuge kom-
men. Dieser Prozess ist erst am Anfang. Sei-
nen Niederschlag hat er bereits gefunden
in dem aktuellen und zum Teil noch in Vor-
bereitung befindlichen Vorgabengerüst zur
artgerechten Tierhaltung, zur Begrenzung
des Medikamenteneinsatzes in der Tierhal-
tung, zur Verringerung des Spritzmittelein-
satzes, zur bedarfsangepassten Düngung
usw. und schlägt sich über »Cross Compli-
ance« auch als Bestandteil der aktuellen EU-
Agrarreform nieder. Dabei ist neu, dass bei

Nichteinhaltung ein Sanktionsmechanismus greift, der den
Bezug der Direktzahlungen gefährdet.

Ein gewisses Problem für eine sachgerechte öffentliche
Agrardiskussion scheint darin zu liegen, dass die Sachver-
halte relativ komplex sind und dass in der Öffentlichkeit nach
wie vor nur sehr bescheidene Kenntnisse über die moder-
ne Landwirtschaft bestehen. Häufig treffen sozialromanti-
sche Idealvorstellungen von einer »gesunden« Landwirtschaft
und wirklichkeitsfremde Bedrohungsszenarien durch mo-
derne Techniken in den Köpfen zusammen, die dann in we-
nig sachgerechte Forderungen münden und eine Emotio-
nalisierung statt eine Versachlichung der Diskussion bewir-
ken. Ein für viele Landwirte bitteres Lehrstück diesbezüg-
lich war die Behandlung der Schweinehaltungsverordnung
in Deutschland, als in Ermangelung geltenden Bundesrech-
tes sich verschiedene Bundesländer berufen fühlten, eige-
ne rechtliche Grundlagen zu schaffen, in denen sie zwar ih-
re divergierenden Vorstellungen zu artgerechter Tierhaltung
zum Ausdruck brachten, sich aber gleichzeitig deutlich von
den EU-rechtlichen Vorgaben entfernten und unterschied-
liche Wettbewerbsvoraussetzungen nicht nur zwischen den
Bundesländern, sondern auch zu den anderen EU-Län-
dern hin schufen.

Trotz aller Komplexität der Sachfragen wird es zu einer öf-
fentlichen Diskussion über die Agrarpolitik kommen (müs-
sen). Dabei sollte es nicht vordergründig um das Austra-
gen von Interessenskonflikten gehen, sondern um das
Deutlichmachen der grundlegenden Fragestellungen. Da-
zu gehört als zentrale Frage, in welchem Umfang das ei-
gene Land in der Lage sein sollte, eine Versorgung mit Nah-
rungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen dauerhaft
zu gewährleisten. Dazu gehört auch die Information, was
das dann kostet, wenn gleichzeitig die Belange einer nach-
haltigen Landbewirtschaftung beachtet und die übrigen
Aufgaben einer multifunktionalen Landwirtschaft erfüllt wer-
den sollen. Es braucht ein Bewusstsein dafür, dass Ge-
währleistung von Versorgungssicherheit und Erfüllung der
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übrigen gesellschaftsrelevanten Aufgaben durch die Land-
wirtschaft einer Gesellschaft etwas wert sein muss, eben-
so wie die innere und äußere Sicherheit, ein funktionieren-
des Gesundheitssystem usw. 

Dass eine solch grundlegende öffentliche Diskussion mög-
lich ist, zeigt das Beispiel der Schweiz. Dort haben die Bür-
ger sogar 1996 in einem Volksentscheid über eine wesent-
liche Neuausrichtung der Agrarpolitik abgestimmt. Voraus-
setzung ist jedoch, dass über die Zusammenhänge, die
zur Diskussion stehen, wirklich umfassend und sachlich in-
formiert wird. So befasst sich der aktuelle schweizer Agrar-
bericht z.B. auf mehr als 50 Seiten (Text und Tabellen) aus-
führlich mit dem Thema der Direktzahlungen. Diese belie-
fen sich 2003 auf 85,5% der von landwirtschaftlichen Be-
trieben erzielten Einkommen. Trotz der beachtlichen durch-
schnittlichen Höhe der Finanztransfers an die Landwirt-
schaft findet die Landwirtschaftspolitik in der Schweiz of-
fensichtlich einen breiten Konsens in der Bevölkerung.

Worauf sollte die Agrarpolitik in Zukunft achten? 

Angesichts des zu erwartenden deutlich forcierten Struktur-
wandels zeichnet sich ein strukturpolitisches Problem ab:
Auf der einen Seite gibt es Regionen, in denen eine ausrei-
chende Anzahl von expansionsfähigen Betrieben vorhan-
den ist, die in der Lage wären, frei werdende Produktions-
kapazitäten aufgebender Betriebe zu übernehmen. Es gibt
aber auch Gebiete, deren Landwirtschaft von kleinen bis mit-
telgroßen Betriebseinheiten geprägt ist (z.B. große Teile Süd-
deutschlands). Was geschieht dort mit den frei werdenden
Kapazitäten, wenn die zur Aufnahme bereiten Betriebe weit-
gehend fehlen?

Dabei handelt es sich um eine Frage, die die Volkswirtschaft
insgesamt angeht. Die Flächen unkontrolliert brach fallen
zu lassen, dürfte in vielerlei Hinsicht eine inferiore Lösung
darstellen. Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten kann es
sich die deutsche Volkswirtschaft überhaupt nicht leisten,
Flächen in größerem Umfang ungenutzt zu lassen, zumal
ehrgeizige Ziele für die Nutzung nachwachsender Rohstof-
fe bereits formuliert wurden. Das betrifft sowohl die stoffli-
che Verwendung in der Industrie als auch die CO2-neutra-
le energetische Nutzung. Für siedlungsferne Standorte mit
mangelhaften strukturellen Voraussetzungen sind daher neue
Bewirtschaftungskonzepte gefordert. Die modernen EDV-
gestützten Technologien bieten geradezu ideale Voraus-
setzungen dafür. Schon vor Jahren, als GPS-gesteuerte Sys-
teme in der Feldbewirtschaftung Erfolg versprechende Zei-
chen setzten, fand man in den landwirtschaftlichen Fach-
zeitschriften den Jubelruf: »Endlich eine Technologie, die
nicht nur im großbetrieblichen Einsatz von Nutzen ist.« Da-
bei sah man vor allem die Flurstück übergreifende Einsatz-
möglichkeit, auch über die Grenzen mehrer Besitzer hinweg,

da man mittels der genauen Ortung und Quantifizierung von
Aufwendungen und Naturalerträgen zu »gerechten« Abrech-
nungen zwischen den Beteiligten kommt.

Die Gewannenbewirtschaftung – so nennt man diese Be-
wirtschaftungsform – ist in der Tat ein Erfolg versprechen-
der Ansatz, einer fortschreitenden Aufgabe der Flächen-
nutzung in den gekennzeichneten problematischen Regio-
nen entgegenzuwirken. Beim Aufbau geeigneter Organisa-
tionsformen könnten die in solchen Regionen meist ohne-
hin bestehenden Maschinenringe eine wichtige Rolle spie-
len. Dies wäre auch ein Ansatz für die regionale Politik, um
ähnlich wie bisher bei der Flurbereinigung, einen entspre-
chenden Druck auszuüben. 

Kooperative Modelle, zu denen man traditionell eher in Süd-
deutschland neigt, sind nicht die einzige denkbare Lösungs-
form. In Norddeutschland zum Beispiel hat man eine pri-
vatwirtschaftlich organisierte Initiative entwickelt, die interes-
sierten Landwirten die Mitbewirtschaftung anderer landwirt-
schaftlicher Betriebe vermittelt, wenn deren Betriebsleiter
sich entweder ganz zurückziehen oder auch nur die Au-
ßenwirtschaft aufgeben wollen. Betriebsmanager nennt man
die Landwirte, die diese Leistung vollbringen. Für die Agrar-
politik wären damit folgende Konsequenzen verbunden:

• Erstens: Das wahrscheinliche Ausmaß und die regiona-
le Verteilung des Problems aus der landwirtschaftlichen
Nutzung fallender Flächen ist mit geeigneten Untersu-
chungsansätzen zu ermitteln. 

• Zweitens: Es sind Konzepte für Eigentumsflächen über-
greifende Landbewirtschaftung unter Einbeziehung be-
reits bestehender Organisationen zu erarbeiten sowie die
politischen und organisatorischen Voraussetzungen für
deren Umsetzung zu schaffen. 
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